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22. Gesetz: Wiener Krankenanstaltengesetz; Änderung. 

22. 

Gesetz vom 24. Juni 1988, mit dem das Wiener 
Krankenanstaltengesetz geändert wird 

Der Wiener Landtag hat in Ausführung der 
grundsätzlichen Bestimmungen des Krankenanstal­
tengesetzes, BGB!. Nr. 111957, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGB!. Nr. 282/1988, 
beschlossen: 

Artikel 1 

Das Wiener Krankenanstaltengesetz 1987, LGBI. 
für Wien Nr. 23/1987, in der Fassung des Gesetzes 
LGBI. für Wien Nr.19/1988 wird wie folgt geän­
dert: 

1. § 44 Abs. l hat zu lauten: 

„(1) Mit den Pflegegebühren der allgemeinen 
Gebührenklasse sind, unbeschadet der Bestimmun­
gen des Abs. 4 und des § 46 a, alle Leistungen der 
Krankenanstalt abgegolten." 

2. § 45 Abs. 8 hat zu lauten: 

„(8) Ein anderes als das in den §§ 44, 44 a und in 
den vorstehenden Bestimmungen der Abs. l bis 6 
vorgesehene Entgelt darf, unbeschadet der Bestim­
mungen der §§ 46 a und 47, von Patienten oder 
ihren Angehörigen nicht eingehoben werden." 

3. Nach§ 46 ist folgender§ 46 a einzufügen: 

„46 a 

Kostenbeiträge 

(1) Von Patienten der allgemeinen Gebühren­
klasse, für deren Anstaltspflege Pflegegebührener­
sätze zur Gänze (kein Selbstbehalt) durch einen 
Sozialversicherungsträger oder durch eine Kran­
kenfürsorgeeinrichtung (§ 2 Abs. 1 Z 2 B-KUVG) 
getragen werden, ist durch den Rechtsträger der 
Krankenanstalt ein Kostenbeitrag in der Höhe von 
50 Schilling pro Pflegetag einzuheben. Dieser 
Betrag darf pro Patient für höchstens 28 Tage in 
jedem Kalenderjahr eingehoben werden. 

(2) Ausgenommen von der Pflicht zur Leistung 
des Kostenbeitrages sind Patienten, die zu einer 
Organspende stationär aufgenommen wurden, 
sowie solche, für die eine besondere soziale Schutz-
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bedürftigkeit gegeben ist. Bei der Beurteilung der 
sozialen Schutzbedürftigkeit sind die Familien-, 
Einkommens- und Vermögensverhältnisse sowie 
Art und Dauer der Erkrankung zu berücksichtigen. 
Patienten, die nachweislich von der Rezeptgebühr 
im Sinne der sozialversicherungsrechtlichen Be­
stimmungen befreit sind, sind jedenfalls von der 
Pflicht zur Leistung des Kostenbeitrages ausge­
nommen. 

(3) Der Patient ist zur Leistung des Kostenbei­
trages verpflichtet, es sei denn, das Vorliegen einer 
Befreiung nach den Abs. l und 2 wird vom Patien­
ten nachgewiesen oder vom zuständigen Sozialver­
sicherungsträger bzw. von der zuständigen Kran­
kenfürsorgeeinrichtung bekanntgegeben. 

(4) Die Landesregierung hat den Kostenbeitrag 
zum 1. Jänner eines jeden Jahres zu valorisieren 
und zwar in jenem Verhältnis, in dem sich der Wert 
des vorangegangenen Oktober-Index des Verbrau­
cherpreisindex 1986 oder des an seine Stelle treten­
den Index gegenüber dem Oktober-Index des 
zweitvorangegangenen Jahres verändert hat. Dabei 
ist auf volle Schillingbeträge aufzurunden. Die 
Höhe des Kostenbeitrages ist im Landesgesetzblatt 
kundzumachen." 

4. § 47 Abs. 1 lit. c letzter Satz hat zu lauten: 

„Die in den §§ 44 Abs. 4 und 46 a angeführten Lei­
stungen sind damit nicht abgegolten." 

5. § 47 Abs. 1 lit. d erster Satz hat zu lauten: 

„(d) Der Rechtsträger der Krankenanstalt hat 
gegenüber dem gemäß § 145 ASVG (§ 31 Abs. 2 
dieses Gesetzes) eingewiesenen Patienten und den 
für ihn unterhaltspflichtigen Personen, soweit nach 
lit. a, b und c nicht anderes bestimmt ist, keinen 
Anspruch auf Ersatz der Pflegegebühren für die 
Dauer der vom Versicherungsträger gewährten 
Anstaltspflege." 

6. Die Überschrift vor dem § 52 hat zu lauten: 

Einbringung von Pflege- und Sondergebühren sowie 
Kostenbeiträgen 

7. § 52 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten: 

„(1) Zur Bezahlung der in einer Krankenanstalt 
aufgelaufenen Pflege- und Sondergebühren sowie 
der Kostenbeiträge ist der Patient verpflichtet." 
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